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Drucksache VI/218 


Der Bundesminister für Ernährung, Bonn, den 6. Januar 1970 

Landwirtschaft und Forsten 
III B 4 - 3407 


An den 

Herrn Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: EWG-Kommissionsvorschlag zur Senkung des Zucker- 

rübenpreises 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Leicht, Ehnes, 
Dr. Stark (Nürtingen) und Genossen 
- Drucksache VI/ 169 - 


Die vorgenannte Kleine Anfrage beantworte ich namens der 
Bundesregierung wie folgt: 

1. Worin liegen die Gründe für den Zuckerüberschuß in der EWG 
und ist dazu mitverantwortlich 

a) die Einbeziehung des Zuckers aus den französischen Übersee- 
gebieten in die Preis- und Absatzgarantie des EWG-Agrar- 
fonds (entgegen den Bestimmungen des Vertrags von Rom) 
und 

b) die Festsetzung der Höhe der Quoten im Jahre 1966 über 
das normale Maß hinaus zugunsten Frankreichs und 
Belgiens? 

Der Hauptgrund für die Überschußerzeugung liegt darin, daß 
im Jahre 1966 die Grundquoten für Zucker auf Grund einer zu 
optimistischen Verbrauchsschätzung zu hoch festgesetzt wur- 
den. Sie betragen für die Gemeinschaft insgesamt 6 480 000 t, 
während der Verbrauch für die menschliche Ernährung im 
Zuckerwirtschaftsjahr 1968/69 nur 5 943 000 t ausmachte. Hinzu 
trat, daß Zucker aus den französischen überseeischen Gebieten 
(DOM) in die Preis- und Absatzgarantie einbezogen wurde. 

Die Festsetzung der Grundquoten für die einzelnen Mitglied- 
staaten war das Ergebnis eines Kompromisses nach langen und 
schwierigen Verhandlungen. Ein Vergleich dieser Quoten mit 
der tatsächlichen Erzeugung im Durchschnitt der Jahre 1961 bis 
1965 zeigt folgendes Bild: 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 



Drucksache VI/ 218 


Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Land 

Grund- 
quoten 
in 1000 t 

Durchschnitt- 
liche Erzeugung 
1961/65 in 1000 t 

Spalte 2 = 

. . . °/o 

von Spalte 3 

1 

2 

3 

4 

Frankreich 
(einschließlich DOM) 

2 400 

2 306 

104,1 % 

Bundesrepublik 

1 750 

1 604 

109,1 % 

Niederlande 

550 

498 

110,4% 

Italien 

1 230 

947 

129,9% 

Belgien 

550 

394 

139,6% 


Belgien hat hiernach im Verhältnis zu seiner Erzeugung im 
Referenzzeitraum eine recht hohe Grundquote erhalten. 


2. Wie hoch waren die Zahlungen an den Agrarfonds im ersten 
Jahr der EWG-Zuckermarktordnung? 

Die Kosten für das erste Jahr der EWG-Zuckermarktordnung 
(1968/69) sind vom EWG-Agrarfonds noch nicht abgerechnet. 
Sie werden sich auf ca. 610 Mio DM belaufen. Davon entfallen 
ca. 192 Mio DM = 32% auf die Bundesrepublik. Die anteil- 
mäßigen Beitragszahlungen für die Kosten der EWG-Zucker- 
marktordnung werden sich für das Jahr 1968/69 voraussichtlich 
auf ca. 31 % von 610 Mio DM = 189 Mio DM belaufen. 


3. Ist es richtig, daß die deutschen Zuckerrübenanbauer im Inter- 
esse des Zustandekommens des EWG-Agrarmarktes eine Preis- 
senkung des deutschen Rübenpreises von 7,25 DM je dz auf 
6,80 DM je dz hingenommen haben? 

Es trifft zu, daß die deutschen Riibenanbauer bei Einführung der 
EWG-Zuckermarktordnung eine Preissenkung von 7,25 DM auf 
6,80 DM je dz hinnehmen mußten. Der nationale deutsche Preis 
von 7,25 DM bestand seit 1964/65. Vorher betrug er 6,75 DM je 
dz. 


4. Wie hoch ist die Einkommensminderung je dz als Folge der 
DM-Aufwertung (bisheriger Rübenpreis 6,80 DM je dz)? 

Der Rübenpreis von 6,80 DM vermindert sich auf Grund der 
DM-Aufwertung auf 6,22 DM/dz. Insgesamt beträgt die Erlös- 
minderung berechnet auf Basis eines durchschnittlichen Rüben- 
anfalls von 13,5 Mio t im Jahr rd. 78 Mio DM. 

5. Wie hoch wären die erneuten Einkommensverluste je dz bei 
Annahme des Vorschlages der EWG-Kommission? 

Die Belastung der Riibenanbauer durch die von der Kommission 
vorgeschlagene zusätzliche Resorptionsabgabe betrüge je dz 
Rüben = 0,37 DM. 
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Die von der Kommission ferner vorgeschlagene Herabsetzung 
der Grundquoten um 5°/o würde die Rübenanbauer um rd. 
0,13 DM/dz Rüben belasten, wenn die bisherige Menge auch 
weiterhin erzeugt wird. Hierzu ist darauf hinzuweisen, daß der 
Zweck der Quotenherabsetzung aber der ist, daß weniger 
Zuckerrüben und Zucker erzeugt werden. 


6. Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß durch diese Maß- 
nahme viele bäuerliche Betriebe in ihrer Existenzfähigkeit 
beeinträchtigt werden und die Existenz der süddeutschen 
Zuckerfabriken nachhaltig gefährdet wird? 


Es ist nicht auszuschließen, daß bei Verwirklichung der Kom- 
missionsvorschläge manche bäuerlichen Betriebe in ihrer 
Existenzfähigkeit beeinträchtigt werden könnten. Bei den süd- 
deutschen Zuckerfabriken kann man dies wohl nicht sagen. 


7. Wie wird sich die Bundesregierung zu diesem Fragenkomplex 
verhalten? 

Die deutsche Delegation wird sich in Brüssel dafür einsetzen, 
daß dem Überschußproblem in erster Linie durch eine An- 
passung der Grundquoten an den Verbrauch für die menschliche 
Ernährung Rechnung getragen wird. 


In Vertretung 

Der Parlamentarische Staatssekretär 

Logemann 



